
Anstaltsbeiräte 
im Berliner Justizvollzug

Wer wir sind – Was wir tun

Berliner 
Vollzugsbeirat



Alle Gefangenen sind mit der Achtung zu behandeln, die der Würde und dem Wert 
gebührt, die ihnen als Menschen innewohnen. Kein Gefangener darf der Folter und 
anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
unterworfen werden, für die Umstände gleich welcher Art nicht als Rechtfertigung 
geltend gemacht werden dürfen, und alle Gefangenen sind davor zu schützen. Die 
Sicherheit der Gefangenen, des Personals, der Dienstleistungsanbieter und der Be-
sucher ist jederzeit zu gewährleisten.

(Regel 1 aus den Mindestgrundsätzen der Vereinten Nationen für die Behandlung 
der Gefangenen „Nelson-Mandela-Rules“)

 Die „Nelson-Mandela-Regeln“
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Ehrenamtlich tätige Menschen sind für die Gefangenen eine unverzichtbare 
Brücke zum Leben außerhalb der Gefängnismauern. Die Anstaltsbeiräte und 
der aus diesen gebildete Berliner Vollzugsbeirat geben dieser wichtigen Arbeit 
einen institutionellen und organisatorischen Rahmen. Deshalb hat der Gesetz-
geber ihre Stellung und Aufgaben im Berliner Strafvollzugsgesetz festgeschrie-
ben. 

Demnach wirken die Mitglieder der Anstaltsbeiräte beratend bei der Gestal-
tung des Vollzugs und der Eingliederung der Gefangenen mit. Sie fördern das 

Verständnis für den Vollzug und seine gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffent-
lichen und privaten Einrichtungen. Als „Dach“ der Anstaltsbeiräte wirkt der Berliner Vollzugsbeirat 
bei der Planung und Fortentwicklung des Berliner Vollzugs beratend mit. Mit seinen Anregungen und 
Verbesserungsvorschlägen leistet er einen wichtigen Beitrag für einen auf Resozialisierung ausgerich-
teten Strafvollzug.

Für diese wichtige, ehrenamtliche Arbeit möchte ich mich an dieser Stelle bei allen aktiven und ehema-
ligen Beiratsmitgliedern ganz herzlich bedanken. Ganz besonders danke ich den Mitgliedern des Ber-
liner Vollzugsbeirats, die der Senatsverwaltung als kritische Beraterinnen und Berater zur Seite stehen 
für die vertrauensvolle und stets konstruktive Zusammenarbeit.

Der Berliner Justizvollzug hat in den vergangenen Jahrzehnten intensiv von Ihren ganz unterschiedli-
chen beruflichen und biographischen Erfahrungen profitiert. Ihr Einsatz in den Justizvollzugsanstalten 
für die Mitarbeitenden und Inhaftierten und nicht zuletzt für die Belange des Berliner Justizvollzuges 
verdient besondere Anerkennung! 

Resozialisierung kann nur gelingen, wenn sie als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden wird. 
Deshalb möchte ich die Berlinerinnen und Berliner ermutigen, sich ehrenamtlich in einem der Berliner 
Anstaltsbeiräte zu engagieren.

Dr. Dirk Behrendt
Senator für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung

 Grußwort des Senators für Justiz, 
 Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 

Foto: © arno
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Dr. Olaf Heischel (Vorstandsvorsitzender seit dem 19.01.1999)
Träger des Bundesverdienstkreuzes für seine Verdienste um den Berliner Strafvollzug 
und Autor der Dissertation „Haftverschonung aus Gesundheitsgründen“
Von der Rechtsanwaltskammer Berlin in den Berliner Vollzugsbeirat (BVB) entsandt.

Vorgeschichte: Anfang der 1980er Jahre Rechtsreferendar in den Teilanstalten I und 
IV (Sozialtherapie) der JVA Tegel, parallel und danach Vollzugshelfer und zeitweise 
Gesprächsgruppentrainer. Beendigung dieser Tätigkeit auf Veranlassung der Justizver-
waltung, nachdem die Gefangenenzeitung „der lichtblick“ über eine herb kritische Öf-
fentlichkeitsaktion von einem Gefangenen und mir positiv berichtet hatte. 
Während meiner Zulassung als Rechtsanwalt von 1984 bis 2020 entwickelte ich eine 
Vorliebe für Strafvollzugssachen, musste allerdings bemerken, dass sich sehr wenig von 

dem, was ich als Rechte der Gefangenen ansah, auf dem Rechtsweg durchsetzen ließ. 
Ab 1989 zehnjährige Berufstätigkeit in einer Suchtkrankenhilfeeinrichtung und nebenberufliche 
Anwaltstätigkeit. 1989 akzeptiert die Senatsverwaltung für Justiz trotz Bedenken den Vorschlag der 
Rechtsanwaltskammer, mich in den Berliner Vollzugsbeirat zu berufen. In den Jahren danach Kritik am 
Strafvollzug überwiegend in verwaltungskompatibleren Formen.
Weitere Ansätze: Positive Bemühungen der Justiz-(vollzugs-)verwaltung zu fördern und zu unterstüt-
zen; konfrontativ weiterhin etwa zum Verbot von Mobiltelefonen und Informationstechnologien für 
Gefangene und zu Ersatzfreiheitsstrafenvollstreckungen.
1990 Mitbegründung des Vereins „Kunst und Knast“.
2000 Mitbegründung des „Runden Tisches für ausländische Gefangene und Gefangene mit Migrati-
onshintergrund“.
Meine Hauptziele sind die Angleichung der Lebensverhältnisse in Haft zu denen außerhalb der Haft 
und damit die Abwendung von überkommenen Strafvorstellungen, sowie die Reduzierung der Zahl 
und Länge von Inhaftierungen.

 Der Vorstand 

Dr. Olaf Heischel, BVB-Vorsitzender (r.)
Dr. Annette Linkhorst, stellv. BVB-Vorsitzende
Marcus Behrens, stellv. BVB-Vorsitzender (l.) 

Dr. Annette Linkhorst
Stellv. Vorsitzende seit 2007 und 
Vorsitzende des Anstaltsbeirats 
der Jugendstrafanstalt Berlin
Beruf: Rechtsanwältin, Fach-

anwältin für 
Strafrecht
Motivation: Es 
ist wichtig, das 
Ziel der Re-
sozialisierung 
als Zweck des 

Strafvollzugs hochzuhalten und 
inhaftierten Menschen zu helfen, 
sich wieder in die Gesellschaft 
einzugliedern.

Marcus Behrens
Stellv. Vorsitzender seit 2017
Beruf: Diplom-Psychologe
Von der Landesstelle für Gleichbehandlung - gegen Diskriminie-
rung (LADS) in den Berliner Vollzugsbeirat entsandt.

Motivation: Strafvollzug ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, die entsprechend eine 
Öffentlichkeit benötigt, um sich entwickeln 
und gedeihen zu können. Es müssen in Haft 
die bestmöglichen Bedingungen geschaffen 
werden, um Menschen zu befähigen, ein 
deliktfreies, zufriedenes Leben in Freiheit zu 

führen. Aber auch der Vollzug als Arbeitgeber braucht Impulse, 
um für die dort Tätigen ein Umfeld zu schaffen, das ein befriedi-
gendes und gesundes Arbeiten ermöglicht. Dafür engagiere ich 
mich als Vorstand des BVB.
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Bis Ende 1976 wurden die Dinge im Strafvollzug in Deutschland im Rahmen der Rechtskonstruktion 
des „Besonderen Gewaltverhältnisses“ geregelt. Hierzu gab es eine größere Anzahl von Verwaltungs-
vorschriften. Am 01.01.1977 trat das Strafvollzugsgesetz (StVollzG) in Kraft, nachdem das Bundesver-
fassungsgericht 1972 entschieden hatte, dass zur Regelung der Verhältnisse im Strafvollzug ein ordent-
liches Gesetz notwendig sei, denn der Freiheitsentzug und seine Folgewirkungen stellten erhebliche 
Eingriffe in das Leben der Betroffenen dar.
Aus jener Zeit sind drei Kernsätze aus Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen nach wie vor für die 
Betrachtung der Verhältnisse im Strafvollzug in hohem Maße zutreffend:
„… [sinngemäß: Die bisherige Auffassung vom Strafvollzug] ist rückblickend nur damit zu erklären, 
dass die traditionelle Ausgestaltung des Strafvollzugs als eines „besonderen Gewaltverhältnisses“ es 
zuließ, die Grundrechte des Strafgefangenen in einer unerträglichen Unbestimmtheit zu relativieren“ 
(BVerfGE 33, 1, 10 - Entscheidung vom 14.03.1972).
„…   [Es] muss der Staat den Strafvollzug so ausstatten, wie es zur Realisierung des Vollzugszieles (…) 
erforderlich ist. … Er hat auch die Aufgabe, die erforderlichen Mittel für den Personal- und Sachbedarf 
bereitzustellen.“ (BVerfGE 40, 276, 284 - Entscheidung vom 29.10.1975).
„Der Fortschritt in der Richtung von roheren zu humaneren, von einfacheren zu differenzierten For-
men des Strafens ist weitergegangen, wobei der Weg erkennbar wird, der noch zurückzulegen ist. Das 
Urteil darüber, was der Würde des Menschen entspricht, kann daher nur auf dem jetzigen Stande der 
Erkenntnis beruhen und keinen Anspruch auf zeitlose Gültigkeit haben.“ (BVerfGE 45, 187,228,229 - 
Entscheidung vom 21.06.1977).
Erst mit dem am 01.01.1977 in Kraft getretenen Strafvollzugsgesetz wurde auch die Mitwirkung der 
Allgemeinheit an den Zielen des Strafvollzugs gesetzlich verankert. Ein Prinzip, das es gibt seit Straf-
vollzug existiert, einst überwiegend in der Form der Einbeziehung wohltätiger Organisationen (etwa 
christlicher Gemeinden); heute in der Tätigkeit von Vollzugshelfer/inne/n, die einzelne Gefangene in 
Haft, im Übergang in die Freiheit und in dieser selbst unterstützen sollen, und mit den Beiräten. Der 
Berliner Vollzugsbeirat wurde im Bundesland Berlin (damals noch West-Berlin) allerdings bereits 1975 
offiziell etabliert.

Aufgaben und Ziele und Bedingungen der Beiräte

Das am 01.10.2016 in Kraft getretene StVollzG Berlin enthält die für die Anstaltsbeirätinnen und -bei-
räte und den Berliner Vollzugsbeirat geltenden Regelungen in den §§ 111 - 113. 
Die gesetzlich formulierte Aufgabe der Anstaltsbeiräte (ABe) ist, „beratend bei der Gestaltung des 
Vollzugs und der Eingliederung der Gefangenen mitzuwirken“; „sie fördern das Verständnis für den 
Vollzug und seine gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen und priva-
ten Einrichtungen“; daneben „steht der Anstaltsbeirat der Anstaltsleitung, den Bediensteten und 
den Gefangenen als Ansprechpartner zur Verfügung“ (§ 111 StVollzG Berlin). Auch für externe 
Mitarbeiter*innen sind die Beiratsmitglieder da.
Im Berliner Vollzugsbeirat (BVB) sind die Vorsitzenden der Anstaltsbeiräte zusammengefasst; hinzu 
kommen Vertreter*innen von gesellschaftlichen Institutionen, deren Mitwirkung erwünscht ist, wie 
z.B. von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden, der Ärzte- und der Rechtsanwaltskammer, der 
Freien Wohlfahrtspflege u. ä.
Die ebenfalls von der Justizverwaltung berufenen Mitglieder haben zum einen die gleichen Informa-
tionsrechte wie die Anstaltsbeiräte. Zum anderen haben sie die Aufgabe, „bei der Planung und Fort-
entwicklung des gesamten Berliner Vollzugs beratend mitzuwirken“; die Vollzugsverwaltung und die 
Beiräte sollen sich „gegenseitig informieren und vertrauensvoll zusammenarbeiten“ (§ 112 StVollzG 
Berlin). Auch die Mitglieder des Berliner Vollzugsbeirats arbeiten ehrenamtlich.

 Der Berliner Vollzugsbeirat (BVB) - ein Gremium  
 für die Verbesserung des Strafvollzugs [Stand: April 2020]
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Der Berliner Vollzugsbeirat befasst sich mit grundlegenden Vollzugsfragen und ist daher primär in 
Kommunikation mit der Senatsjustizverwaltung. In besonderen Fällen befasst er sich aber auch mit 
Angelegenheiten, die an die Anstaltsbeiräte herangetragen werden und übergeordnete Bedeutung ha-
ben. Andere Anfragen werden an die jeweils zuständigen Anstaltsbeiräte weitergeleitet.
Gleichzeitig ist er eine Plattform für den fachlichen Austausch der Anstaltsbeiräte miteinander.

Zur Ausübung ihrer Tätigkeit stehen den Beiräten Informationsrechte gegenüber der Justizverwaltung 
zur Verfügung; die Beiräte haben insbesondere auch das Recht, prinzipiell unbeschränkt Haftanstalten 
zu betreten und mit Gefangenen und den anderen im Gesetz genannten Personen zu sprechen.

In Berlin gibt es derzeit neun selbstständige Justizvollzugsanstalten (JVAen) und acht Anstaltsbeiräte. 
(Der AB der JVA Plötzensee ist mit zuständig für das organisatorisch eigenständige, aber räumlich im 
Bereich der JVA Plötzensee gelegene Justizvollzugskrankenhaus Berlin (JVKB)). 

Die Anstaltsbeiräte werden von der Senatsverwaltung nach Vorschlägen z.B. gemeinnütziger Organisa-
tionen berufen. Und selbstverständlich arbeiten sie ehrenamtlich unabhängig.

Die Einbeziehung „normaler Menschen“ und Repräsentanten der Gesellschaft in das gesetzesgemäße 
Ziel des Strafvollzugs, nämlich dass „der Vollzug den Gefangenen befähigen soll, künftig in sozialer 
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen“ (§ 2 StVollzG Berlin; gleichzeitig soll der Schutz 
der Allgemeinheit vor Straftaten bewirkt werden), beruht auf der Erkenntnis, dass nicht wiedereinge-
gliedert werden kann, wer als Person von der Gesellschaft ausgeschlossen ist. 

Die Anstaltsbeiräte und der Berliner Vollzugsbeirat befassen sich, mit der ihnen jeweils zugeschrie-
benen Gewichtung, mit fast allen Problemkreisen des Vollzugs, von der Unterbringung (in teilweise 
über 100 Jahre alten Hafträumen) über Drogenprobleme und medizinische Versorgung bis hin zu den 
Möglichkeiten des Täter-Opfer-Ausgleichs und des Abarbeitens von Geldstrafen aus der Haft heraus 
bzw. in der Haft.

Insbesondere der BVB arbeitet regelmäßig mit anderen Freien Trägern zusammen (s. „Runder Tisch“ – 
Kooperation mit dem Verein „Freiabonnements für Gefangene“).

Schwerpunkte der Arbeit waren und sind insbesondere der Ausbau des offenen Vollzugs, der die preis-
werteste und erfolgreichste Variante des Strafvollzugs darstellt; Maßnahmen zum Abbau der Überbele-
gung in den Haftanstalten; die Schaffung von Arbeitsplätzen für Gefangene sowie Expertisen und Stel-
lungnahmen zu den Gesetzesvorhaben des Landes Berlin im Bereich Untersuchungshaft, Strafvollzug 
und Sicherungsverwahrung.

Ein Dauerthema der letzten Jahre ist die Einführung und Gestaltung der muslimischen Seelsorge in 
den Anstalten. 
Ein neueres Thema in dieser Dekade ist neben anderen der Zugang zu Informationstechnologien für 
Gefangene.
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 Der Berliner Vollzugsbeirat (BVB) - ein Gremium  
 für die Verbesserung des Strafvollzugs [Stand: April 2020]
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Adelgunde Warnhoff
Mitglied im BVB seit Juni 2017 
Motivation: Man kann nicht nur immer nehmen. Menschen, hauptsächlich denjenigen, 
die von unserer Gesellschaft ausgegrenzt werden, bei der Bewältigung ihrer Probleme 
zu unterstützen und zu helfen, ist mir ein besonderes Anliegen.
Ich möchte dazu beitragen, bestehende Vorurteile und Berührungsängste gegenüber 
straffällig gewordenen Menschen in der Öffentlichkeit abzubauen. 

Zahlen und Fakten

Die Justizvollzugsanstalt Tegel, 1898 in Betrieb genommen und bis heute vielfach erweitert, liegt im 
Norden Berlins und umfasst eine Fläche von etwa 17 Fußballfeldern.
Sie ist mit 938 Haftplätzen eine der größten Haftanstalten des geschlossenen Männervollzugs in 
Deutschland. Neben den kaiserlichen Teilanstalten I, II und III, der Sozialtherapeutischen Anstalt aus 
den sechziger und den Teilanstalten V und VI aus den achtziger Jahren des 20. Jahrhunderts, umfasst 
sie seit 2014 einen Neubau für den Vollzug der Sicherungsverwahrung. Die Teilanstalt I wurde inzwi-
schen abgerissen, die Teilanstalt III ist nicht belegt.
Die JVA Tegel ist zuständig für männliche erwachsene Inhaftierte. Vertreten sind dabei sämtliche Frei-
heitsstrafen von Kurzstrafen bis zu lebenslanger Freiheitsstrafe, Strafgefangene, die besonders unterge-
bracht werden müssen, sowie Sicherungsverwahrte.
In den besonderen Behandlungsbereichen der einzelnen Teilanstalten finden Strafgefangene und Si-
cherungsverwahrte resozialisierende Behandlungsangebote, so Gefangene mit definierten Reststrafen 
in der Sozialtherapeutischen Anstalt oder zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilte in zwei von drei 
Vollzugsphasen in unterschiedlichen Teilanstalten.
Die Teilanstalt VI ist u.a. für drogenabhängige Gefangene und deren Substitution eingerichtet.
Fast 700 Bedienstete, davon die Mehrzahl im Allgemeinen Vollzugsdienst, arbeiten in Tegel; so 
gibt es hier neben der Verwaltung den Werkdienst, den Sozial- und den Krankenpflegedienst, aber 
auch Psycholog*innen und Lehrer*innen. Dazu kommen Pfarrer, externe Vollzugshelfer*innen, 
Gruppentrainer*innen und der Anstaltsbeirat.
Menschen aus 62 Staaten sind in der JVA Tegel in Haft. Dabei beträgt der Ausländeranteil etwa 45 % 
der Belegung.

 JVA Tegel
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Sicherungsverwahrung

Die Einrichtung zum Vollzug der Sicherungsverwahrung verfügt über 60 Plätze. Mit dem Konzept 
eines freiheitsorientierten und therapiegerichteten Vollzugs soll die vom Sicherungsverwahrten ausge-
hende Gefahr minimiert und auf diese Weise die Dauer der Unterbringung auf das unbedingt erforder-
liche Maß reduziert werden. Der Vollzug der Sicherungsverwahrung muss sich nach den gesetzlichen 
Vorgaben wesentlich vom Vollzug der Freiheitsstrafe unterscheiden.
Die Einrichtung befindet sich, getrennt von den übrigen Teilanstalten, in einem im Jahr 2014 in Betrieb 
genommenen Neubau und hat 6 Wohneinheiten mit je 10 Einzelzimmern mit eigenen Nasszellen. Den 
Sicherungsverwahrten stehen u. a. Wohnküchen, Gemeinschafts- und Sporträume sowie arbeitsthera-
peutische Werkstätten (Fahrradwerkstatt und Korbflechterei) und ein eigenes Freistunden- und Sport-
gelände zur Verfügung.

Aus- und Weiterbildung in der JVA Tegel

12 eigene Betriebe der JVA Tegel ermöglichen Beschäftigung und berufliche Qualifizierung in berufli-
cher Vollausbildung und modularer Teilqualifizierung.
Ausbildungsplätze werden sowohl in den eigenen Betrieben als organisatorische Einheiten der JVA 
Tegel als auch von der Universal-Stiftung Helmut Ziegner angeboten. Im JVA-Shop werden handwerk-
liche Produkte der anstaltseigenen Betriebe verkauft.
Inhaftierte können Deutsch als Zweitsprache erlernen bzw. an Alphabetisierungskursen teilnehmen.
Eine schulische Qualifizierung ist in Grundbildungskursen und über abschlussorientierte Kurse zur 
Berufsbildungsreife (BBR), dem Mittleren Schulabschluss (MSA) bis zum Fernabitur und Fernstudium 
in unterschiedlichen Niveaustufen möglich. 

Überregional bekannt ist die unzensierte Gefangenenzeitung der lichtblick, die seit Oktober 1968 in der 
JVA Tegel erstellt und produziert wird.
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Lehrbäckerei 	 Schlosserei 

 JVA Tegel
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Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JVA Tegel

Der Anstaltsbeirat der JVA Tegel, einer der größten Haftanstalten des geschlossenen Männervollzugs 
in Deutschland, ist wie alle Beiräte ein ehrenamtliches Gremium und besteht aus bis zu 10 engagierten 
unabhängigen Bürgerinnen und Bürgern, die als Ansprechpartner für alle Gruppen - Inhaftierte und 
Sicherungsverwahrte sowie Bedienstete und Externe - an der Gestaltung des Vollzugs und bei der Be-
treuung mitwirken. 

Der Anstaltsbeirat der JVA Tegel 

- 	 kümmert sich um alle Probleme der Inhaftierten und Sicherungsverwahrten 
- 	 unterstützt Leitung und Verwaltung der JVA durch Anregungen und Verbesserungsvorschläge im 

Kleinen und im Großen 
- 	 moderiert als Vermittler zwischen Inhaftierten, Bediensteten, Verwaltung und Anstaltsleitung in al-

len Fällen 
- 	 unterstützt die Gesamtinsassenvertretung (GIV) der JVA und Insassenvertretungen der Teilanstalten 
- 	 vertritt im Berliner Vollzugsbeirat (BVB) die Belange des geschlossenen Männervollzugs und der 

Sicherungsverwahrung 
- 	 wirbt in der Öffentlichkeit für den Strafvollzug 
- 	 kommt regelmäßig in die JVA zu Sprechstunden, Sitzungen und Einzelgesprächen 

Der Anstaltsbeirat der JVA Tegel ist 

- 	 keine juristische Beschwerdeinstanz 
- 	 keine Anwaltskanzlei 
- 	 kein Teil einer Aufsichtsbehörde

 JVA Tegel
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 JVA Moabit

Peter Tomaschek
Beruf: Dipl. Sozialpädagoge, u.a. 30 Jahre beschäftigt bei der Universal-Stiftung Helmut 
Ziegner
- 	15 Jahre verantwortlich für eine Sondereinrichtung (Heim) für männliche Jugendli-

che und junge Erwachsene mit z. T. schwerwiegenden unterschiedlichsten Verhalten-
sauffälligkeiten (u. a. Delinquenz)

- 	Weitere 15 Jahre verantwortlich für ein Wohnheim (54 Appartements), in der Regel 
konzipiert für volljährige Obdachlose, die von Inhaftierung bedroht sind oder aus 
den Justizvollzugsanstalten entlassen wurden.

Seit 2008 im Ruhestand; seit über 50 Jahren im Anstaltsbeirat Moabit und seit 5 Jahren Mitglied im 
BVB.
Motivation: Bedingt auch durch meine berufliche Festlegung in einem Bereich, der allgemein in der 
breiten Öffentlichkeit nur wenig oder meist nur geringschätzend wahrgenommen wird, ist die Resozi-
alisierung im Strafvollzug ein wichtiges Anliegen für mich. Die öffentlich legitime Beratung und Kon-
trolle des Strafvollzugs sowie die Unterstützung der Inhaftierten in ihrem Haftalltag sind die wesentli-
chen Grundvoraussetzungen, die für meine ehrenamtliche Tätigkeit außerordentlich wichtig sind und 
mich auch zukünftig motivieren.

Zahlen und Fakten 

Der älteste Kern der JVA wurde 1881 als Königliches Untersuchungsgefängnis in Betrieb genommen. 
Die derzeitige Kapazität beträgt 947 Haftplätze zuzüglich 42 Haftplätze im Zugangsbereich. Die Gefan-
genen sind in Einzelhafträumen oder zu zweit untergebracht.
Die JVA Moabit ist ausschließlich für den Vollzug der Untersuchungshaft an männlichen Erwachsenen 
ab 21 Jahren zuständig. Die Unterbringung von Strafgefangenen ist in der Regel auf den Zweck der Ein-
weisung reduziert. Aufgabe der Untersuchungshaft ist, durch sichere Unterbringung die Durchführung 
eines geordneten Strafverfahrens zu gewährleisten und der Gefahr weiterer Straftaten zu begegnen (ge-
mäß § 2 UVollzG Bln).
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Haftraum 	 Panoptische Mittelhalle
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Die größte und auch bedeutsamste Herausforderung liegt darin, dafür Sorge zu tragen, dass der Un-
tersuchungsgefangene die Zeit des Freiheitsentzugs sowohl physisch als auch psychisch unbeschadet 
übersteht. Dies gelingt nur durch uneingeschränkt menschenwürdige Unterbringung sowie adäqua-
te Versorgung und Betreuung, die gezielt darauf ausgerichtet sind, schädlichen Folgen des Freiheits-
entzugs entgegenzuwirken sowie das Leben im Vollzug den allgemeinen Verhältnissen anzugleichen. 
Dabei muss stets den unterschiedlichen Bedürfnissen der Untersuchungsgefangenen wie Alter, Her-
kunft, Religion, Weltanschauung, Behinderung und sexuelle Identität und der in der Haft geltenden 
Unschuldsvermutung Rechnung getragen werden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muss den 
Vollzug in besonderem Maße prägen.

Die Gefahr eines Suizids sowie von Selbstverletzungen ist in der Untersuchungshaft besonders hoch. 
Die Einschätzung dieses Risikos und die entsprechende Verhütung haben daher höchsten Stellenwert 
und finden von Anfang an besondere Berücksichtigung.

Den Gefangenen werden während des Haftalltags möglichst umfangreiche soziale Kontakte ermög-
licht. Diese werden neben den Außenkontakten (etwa durch Besuche und Haftraumtelefonie), den An-
geboten zur Beschäftigung und Qualifizierung, der Sozialpädagogischen Abteilung und den religiösen 
Betreuern der Anstalt, insbesondere durch den professionellen Umgang des Fachpersonals in den Un-
terbringungsbereichen, gewährleistet.

Jedem Untersuchungshaftgefangenen sollen Arbeit und Bildung nach seinen Möglichkeiten angebo-
ten werden. Arbeitspflicht besteht nicht. Hier versteht sich der Untersuchungshaftvollzug als Anfang 
und Chance für die persönliche Entwicklung jedes Gefangenen im Hinblick auf eine Entlassung oder 
auf die folgende Unterbringung im Strafvollzug. Es ist Ziel, jedem einzelnen Gefangenen bedarfso-
rientierte und möglichst vielseitige Beschäftigungs- und Qualifizierungsangebote zu bieten und ihm 
die Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit geregelter Tages- und Arbeitsabläufe zu vermitteln. Frühzeitige 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsschritte (z.B. auch Spracherwerb) in der Untersuchungshaft haben 
zudem positive Auswirkungen auf die nach der Einweisung folgende Behandlung als Strafgefangener.

 JVA Moabit
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Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JVA Moabit

Der Anstaltsbeirat Moabit ist schwerpunktmäßig mit der Untersuchungshaft für Männer befasst, je-
doch entsprechend der Belegung der JVA auch für Strafhäftlinge und deren Belange zuständig.

Der Beirat sieht seine Aufgabe vorrangig darin, auf Anliegen, die an uns beispielsweise „per Vormel-
der“1 von Inhaftierten herangetragen werden, zu reagieren, und im nachfolgenden Austausch mit den 
entsprechenden bzw. zuständigen Vertretern der Anstalt eine Problemlösung zu ermöglichen. Relativ 
schnelles reaktives Eingehen auf die Probleme und eine mögliche Lösung von Konflikten sind leitende 
Prinzipien des Beirats.

Aufgrund der relativ hohen Fluktuation der Inhaftierten ist es uns  wichtig, auf Anliegen, oder Proble-
me der Inhaftierten schnell zu reagieren. Deshalb trifft sich der Beirat dreimal monatlich vormittags in 
der Anstalt, um unmittelbar ansprechbar zu sein. An diesen Sitzungen nimmt immer ein Vertreter der 
JVA Moabit - in den letzten Jahren überwiegend der Leiter der Teilanstalten III und IV - teil.

Gespräche mit Inhaftierten werden meist im Anschluss an die Sitzung im Gruppenberatungszentrum 
ohne Überwachung durchgeführt. Auf Wunsch werden die Gefangenen in ihren Zellen aufgesucht.

Der Beirat ist innerhalb der Haftanstalt gut vernetzt. Er steht im regelmäßigen Gespräch bzw. Kon-
takt mit der Anstaltsleitung, Vollzugsleitung, den Teilanstaltsleitungen, den Sozialarbeiter*innen, der 
Personalvertretung, den Vollzugsbeamt*innen und nach Bedarf den psychologischen und ärztlichen 
Fachdiensten. Wir unterstützen die Anstaltsleitung durch Anregungen und Verbesserungsvorschläge.

Selbstverständlich können sich auch alle Bediensteten und Externen an den Beirat wenden, um Fragen, 
Anregungen oder Beschwerden vorzutragen. Der Beirat ist zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Der Beirat arbeitet zum Teil bereits langjährig zusammen. Er besteht aus bis zu 9 ehrenamtlichen 
Mitgliedern. Es wird Wert darauf gelegt, dass die Zusammensetzung möglichst zu gleichen Teilen aus 
Frauen und Männern besteht. Im Durchschnitt der letzten Jahre waren es 7 Mitglieder. Der Beirat 
konnte bzw. kann in 7 Sprachen auf einen großen Anteil der über 60 % ausländischen Inhaftierten ohne 
Dolmetscher reagieren.

Im Wesentlichen sehen wir uns als Vermittler zwischen Inhaftierten, der lnsassenvertretung und der 
Anstalt.

Nach Einschätzung der Anstalt können so etwa 95 % des Konfliktpotentials aufgefangen werden, so 
dass der übliche Beschwerdeweg (u.a. Haftgericht oder Strafvollstreckungskammer) unterbrochen bzw. 
nicht erforderlich wird. Die Haftanstalt fühlt sich dadurch wesentlich entlastet.

Der Anstaltsbeirat begleitet kritisch sowohl praktisch-konkrete Bedarfslagen – etwa in der Ausstattung 
von Teilanstalten - als auch laufend alle konzeptionellen Veränderungen in der JVA Moabit.

Im Berliner Vollzugsbeirat werden alle wesentlichen Vorstellungen und Wünsche des Anstaltsbeirats 
der JVA Moabit vorgetragen und unterstützt.

1	 Vormelder = Begriff für traditionelle Standardformulare für Anträge aller Art in Haft JV
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Dr. Annette Linkhorst
Beruf: Rechtsanwältin, Fachanwältin für Strafrecht
Mitglied im Vorstand des BVB seit 2007
Motivation: Die Gesellschaft muss sich daran messen lassen, wie sie ihre Gefangenen 
behandelt. Es ist wichtig, das Ziel der Resozialisierung als Zweck des Strafvollzugs 
hochzuhalten und inhaftierten Menschen zu helfen, sich wieder in die Gesellschaft ein-
zugliedern. Populismus à la „wegschließen für immer“ muss durch sachliche Argumen-
tation und stete Überzeugung entgegengewirkt werden. 

Zahlen und Fakten

In der Jugendstrafanstalt sind sowohl männliche U-Haft- als auch Strafgefangene untergebracht. 1987 
wurde der Neubau der JSA bezogen. Daneben werden auch Teile der alten Haftanstalt Plötzensee nach 
Umbau und Renovierung genutzt. Die JSA gliedert sich in 9 Häuser des geschlossenen Vollzugs (dar-
unter die Sozialtherapeutische Abteilung, das sog. Zugangshaus und der Drogenfachbereich) und ein 
Haus des offenen Vollzugs (mit 32 Plätzen). Die Belegungsfähigkeit liegt bei 429 Haftplätzen. In der JSA 
werden sowohl schulische Bildung als auch Qualifizierungsmaßnahmen angeboten, die teilweise von 
Freien Trägern durchgeführt werden. Zum Personal gehören z. B. Mitarbeiter*innen des Allgemeinen 
Vollzugsdienstes, Psychologen*innen, Sozialarbeiter*innen, Lehrer*innen und Mitarbeiter*innen des 
medizinischen Dienstes, der Werkbetriebe und der Verwaltung. Leiter der JSA ist Bill Borchert (Stand: 
2020).

Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JSA

Der Anstaltsbeirat ist ein unabhängiges Gremium, das u.a. eine Kontrollfunktion2 über den Vollzug 
ausübt. Der Beirat besteht aus bis zu 9 ehrenamtlichen Mitgliedern, die den unterschiedlichsten Beru-
fen angehören. Wenn Gefangene Probleme haben, versuchen wir zu helfen. Wenn sie Beschwerden vor-
bringen möchten, können sie uns schreiben (z.B. mit einem „Vormelder“3 – der Anstaltsbeirat hat ein 
eigenes Postfach) oder uns anrufen. Wir suchen die Inhaftierten dann zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
auf (in der Regel sind wir einmal pro Monat in der Anstalt, häufig aber auch öfter). Wir gehen den 
Beschwerden nach, führen Gespräche und versuchen ggf. zu vermitteln, entweder bei den zuständigen 
Sozialarbeitern oder bei der Anstaltsleitung. Unsere Gespräche und Besuche werden nicht überwacht. 
Der Beirat ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Auch die Bediensteten können sich mit Fragen, Anre-
gungen oder Beschwerden an uns wenden. 

2	 siehe Feest/Lesting/Lindemann, AK-StVollzG, 2017
3	 siehe Fußnote Seite 13

 JSA Berlin

Innenhof Sozial-
therapeutische Abteilung
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Evelyn Ascher
Beruf: Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht
Mitglied im BVB seit 2003 
Motivation: Ein Beweggrund meiner Mitgliedschaft im BVB: Es werden viele Themen 
des Strafvollzuges behandelt und vertieft, die zum Ziel haben, den Strafvollzug für in-
haftierte Menschen zu verbessern und somit dem Resozialisierungsgrundsatz Rech-
nung zu tragen.

Zahlen und Fakten

Die Justizvollzugsanstalt für Frauen (JVAF) hat in Berlin 4 Standorte:
JVAF Berlin-Lichtenberg, JVAF Berlin-Pankow, JVAF Berlin-Reinickendorf, JVAF Berlin-Neukölln. 
Die JVAen in Lichtenberg und Pankow sind geschlossene Anstalten, die JVAF Lichtenberg ist die 
Haupt- und Aufnahmeanstalt. Die JVAen in Reinickendorf und Neukölln (Sozialtherapeutische Abtei-
lung) sind Haftanstalten des offenen Vollzugs. 
Anzahl der Haftplätze: In Pankow 60, Lichtenberg 90, Reinickendorf 95 und Neukölln 17. In Lichten-
berg sind drogenabhängige Frauen untergebracht, denen die Haftanstalt eine anonyme Spritzenvergabe 
ermöglicht. Ebenfalls in Lichtenberg untergebracht sind jugendliche inhaftierte Frauen bis zu 21 Jahren. 
Frauen, die keine Drogenproblematik haben, werden in der Regel in der JVA Pankow untergebracht. 

Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JVAF

Wir, die wir bis zu 6 Mitglieder im Anstaltsbeirat sind, wirken bei der Gestaltung des Vollzuges mit 
und betreuen die inhaftierten Frauen. Zudem arbeiten wir vertrauensvoll mit der Anstaltsleitung und 
den Bediensteten zusammen. Dabei kommen wir aus unterschiedlichen beruflichen (wie etwa medi-
zinischen, sozialen, juristischen, journalistischen) Bereichen. In der JVAF Pankow und Lichtenberg 
nehmen wir an der Insassenvertretung teil. Sie tagt in den jeweiligen Anstalten 1 Mal im Monat. An 
ihr nehmen vor allem die Interessenvertreter*innen der Inhaftierten teil und die Anstaltsleitung. In 
der JVAF Reinickendorf gibt es aufgrund der hohen Fluktuation an Frauen oftmals keine Insassenver-
tretung. In diesen Zeiten bietet der Anstaltsbeirat eine Sprechstunde an. Wir besuchen die jeweiligen 
Haftanstalten für Frauen und, wenn gewünscht, gehen wir auch zu ihnen auf „Hütte“ (Zelle). Inhaftier-
te Frauen können uns telefonisch oder schriftlich erreichen. In Pankow und Lichtenberg existiert ein 
Briefkasten, der nur für den Anstaltsbeirat zugänglich ist. Wir unterliegen der Schweigepflicht. Prob-
leme des Vollzugs, über die uns inhaftierte Frauen berichten, besprechen wir mit der Anstaltsleitung. 
Anstaltsleiterin ist Regierungsdirektorin Frau Dr. Bärbel Bardarsky (Stand: 2020), die von einem tat-
kräftigen Team unterstützt wird.

JV
A

F

 JVA für Frauen
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Dr. Joyce Henderson
Beruf: Pianistin, Korrepetitorin, Musikwissenschaftlerin
Mitglied im BVB seit 2012
Motivation: Ich sehe mich als Vermittlerin zwischen den Gefangenen und der An-
stalt und als Mitwirkende bei der Gestaltung des Vollzugs. Künstler haben in der Ge-
schichte der Menschheit stets auch die Funktion gehabt, die Geschehnisse im Alltag, 
in der Politik etc. der Gesellschaft aus ihrer Sicht widerzuspiegeln. Im BVB habe ich 
eine zusätzliche Möglichkeit, etwas für die Gesellschaft zu tun.

Zahlen und Fakten

Die Justizvollzugsanstalt Plötzensee dient dem geschlossenen und offenen Strafvollzug für Männer. 
Seit Januar 2013 bilden am Friedrich-Olbricht-Damm die JVA Plötzensee (im Berliner Volksmund als 
„Plötze“ bekannt), die JVA Charlottenburg und das JVK Berlin eine gemeinsame Behörde namens „Jus-
tizvollzugsanstalt Plötzensee“. Leiter der JVA Plötzensee ist Dr. Meyer-Odewald (Stand: 2020).

Die JVA Plötzensee  besteht aus insgesamt 5 Häusern mit 369 Haftplätzen im geschlossenen und 90 
Haftplätzen im offenen Vollzug.
Aktuell verbüßt fast die Hälfte der Insassen in der JVA Plötzensee eine Ersatzfreiheitsstrafe, die bei einer 
uneinbringlichen Geldstrafe verhängt wird; in vielen Fällen wegen wiederholten Schwarzfahrens bei 
den Berliner Verkehrsbetrieben.

Justizvollzugskrankenhaus Berlin in der JVA Plötzensee

Im Jahr 2005 wurde auf dem Gelände am Friedrich-Olbricht-Damm ein zentrales Haftkrankenhaus 
(JVK Berlin) mit 116 Betten/Haftplätzen für alle Berliner Vollzugsanstalten neu errichtet. Es dient der 
stationären Grundversorgung der Inhaftierten der Berliner Vollzugsanstalten.

Das Justizvollzugskrankenhaus Berlin besitzt Fachabteilungen für Psychiatrie und Psychotherapie (36 
Betten) sowie für Innere Medizin (80 Betten), einschließlich 20 Behandlungsplätzen zur prä- und post-
operativen fachärztlichen Versorgung chirurgischer Krankheitsbilder. Hierfür stehen 35 Ärzte und 142 
Pflegekräfte und sonstiges medizinisches Personal zur Verfügung.JV
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Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JVA Plötzensee

Der Beirat der JVA Plötzensee mit bis zu 12 Mitgliedern ist nach der Fusion der JVAen Plötzensee und 
Charlottenburg mit dem Justizvollzugskrankenhaus entstanden. Die Beiräte der genannten Einrichtun-
gen sind seinerzeit zusammengelegt worden. 

Aus der Fusion der Anstalten ergibt sich die Aufgabe, diese positiv mitwirkend zu begleiten, wobei 
die Situation der Häftlinge im Vordergrund steht. Unter § 111, (2) StVollzG Berlin - „Die Mitglieder 
des Beirats wirken beratend bei der Gestaltung des Vollzugs und der Eingliederung der Gefangenen 
mit“ - verstehen wir in erster Linie, darauf zu achten, dass die Situation des Gefangenen zeitgemäßen 
Erkenntnissen des Strafvollzuges entspricht und eine Resozialisierung möglich macht. Dies geschieht 
in gegenseitigen Besprechungen und Beratungen mit dem Vollzugsleiter als dem direkt Zuständigen, 
und in bestimmten zeitlichen Abständen auch mit der Anstaltsleitung. 

Das anvisierte hohe Ziel ist nur in der Aufarbeitung des grauen Alltags zu erreichen. Ein Dauerthema 
- sicher seit es Gefängnisse gibt - ist die Versorgung mit Lebensmitteln. Es geht ferner um die Belegung 
von Zellen, um Mitgefangene, Ausgang, Sport, Besuch, um Arbeit und das damit verdiente Geld, um 
Familienprobleme. Manchmal geht es auch nur darum, mit einem Gefangenen zu sprechen. 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, suchen wir den intensiven Kontakt zu den Gefangen. Dazu dienen Ein-
zelgespräche, aber auch Gespräche mit der Gesamtinsassenvertretung (GIV).

Den Gefangenen näher sind die vielen Mitarbeiter des Allgemeinen Vollzugsdienstes, die wir in ihrer 
verantwortungsvollen Arbeit unterstützen, insbesondere durch den Kontakt zur Personalvertretung.
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 JVA Heidering

Zahlen und Fakten

Die JVA Heidering wurde 2013 in Betrieb genommen und ist eine moderne, den aktuellen Sicher-
heitsstandards entsprechende Justizvollzugsanstalt in der Gemeinde Großbeeren, Landkreis Teltow-
Fläming in Brandenburg. Träger der Anstalt ist das Land Berlin. Bei dem Gelände handelt es sich um 
ehemalige Stadtgutflächen Berlins. Die JVA besteht aus drei baugleichen Teilanstalten sowie aus flexi-
blen, modular nutzbaren Arbeits-, Werk- und Lagerhallen. Geplant wurde die Anlage von dem Grazer 
Architekten Josef Hohensinn.
Die JVA verfügt über eine Kapazität von 647 Haftplätzen mit hohen Sicherheitsstandards für erwachse-
ne männliche Berliner Strafgefangene. In 3 Werkhallen werden bis zu 266 Strafgefangenen Möglichkei-
ten zu Arbeitstherapie, Fortbildung in verschiedenen Berufen und Beschäftigung angeboten. Außerdem 
gibt es eine Schule mit insgesamt 108 Schulplätzen sowie einen Computerraum mit 12 Arbeitsplätzen 
für Gefangene. Der Betrieb der JVA wird durch ca. 255 Bedienstete des Landes Berlin sichergestellt.
 Hinsichtlich der hoheitlichen Tätigkeit haben Berlin und Brandenburg in einem Staatsvertrag vom 25. 
August 2011 vereinbart, dass das Berliner Vollzugsrecht gelten soll und hinsichtlich der Bediensteten 
ausschließlich das Dienstrecht des Landes Berlin gilt. Das Land Berlin trägt die Kosten für den Betrieb 
der Anstalt.
Im Jahr 2018 wurde in der JVA Heidering das zu dem Zeitpunkt bundesweit einmalige Pilotprojekt 
„Resozialisierung durch Digitalisierung“ ins Leben gerufen. Es handelt sich um eine zeitgemäße Vor-
bereitung auf das Leben nach der Inhaftierung und ermöglicht den Inhaftierten Zugang zu ausgewähl-
ten Internetseiten (zu Fortbildungsprojekten, zur Bundesagentur für Arbeit, für die Erledigung von 
Verwaltungsangelegenheiten etc.). Außerdem ermöglicht eine E-Mailfunktion die Intensivierung der 
wichtigen sozialen Kontakte. 

Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JVA Heidering

Der Anstaltsbeirat ist ein ehrenamtliches Gremium von bis zu 8 engagierten unabhängigen Bürgern, 
die - als Ansprechpartner für Inhaftierte und Bedienstete gleichermaßen - bei der Gestaltung des Voll-
zuges und bei der Betreuung der Inhaftierten mitwirken. Der Beirat kümmert sich um die Sorgen, 
Nöte, Fragen und Probleme der Inhaftierten, unterstützt die Anstaltsleitung durch Anregungen und 
Verbesserungsvorschläge, ist Vermittler zwischen Inhaftierten und Anstaltsleitung/Beamten im Kon-
fliktfall und unterstützt die Insassenvertretung in ihrer Funktion.
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Jugendarrestanstalt (JAA) 

Der Jugendarrest wird derzeit in einem Gebäude der JVA Plötzensee am Standort Friedrich-Olbricht-
Damm 36 in 13627 Berlin vollstreckt. Die Anstalt verfügt über drei Stationen: Zwei für männliche 
Jugendliche mit jeweils 18 Plätzen und eine für weibliche Jugendliche mit insgesamt sechs Plätzen. Die 
Tagesdurchschnittsbelegung beträgt etwa 20 Arrestierte.
Arrest ist ein im Jugendstrafrecht vorgesehenes sogenanntes „Zuchtmittel“ (§ 13 JGG) und ist verein-
facht ausgedrückt eine reduzierte Form der Jugendstrafe.

Es gibt drei Arrestformen:
Dauerarrest - mindestens 1 Woche bis höchstens 4 Wochen
Freizeitarrest - wird am Wochenende vollstreckt, 48 Stunden von Freitag bis Sonntag
Kurzarrest - an Wochentagen, an Stelle des Freizeitarrests für 2 oder 4 Tage

Vorgesehen ist der Umzug der Anstalt an den Standort Lützowstraße in Berlin-Lichtenrade voraus-
sichtlich Ende 2020.

Die Anstalt am neuen Standort, der die Jugendarrestanstalt (JAA) bereits in den Jahren 1995 bis 2012 
beherbergt hat, wird über zwei Häuser mit drei Stationen verfügen. Insgesamt werden dort zukünftig 31 
Arrestplätze vorgehalten. Alle Stationen werden mit einem Küchenbereich, Gruppenraum, TV-Raum 
und Duschräumen ausgestattet.
Das Personal der JAA setzt sich aus 24 Bediensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes und aus jeweils 
zwei Mitarbeitern des Sozial- und des Verwaltungsdienstes zusammen. Der Anstaltsbeirat besteht aus 
3 Personen.
Pädagogische Betreuung und Beratung sowie Arbeits- und Beschäftigungsmöglichkeiten werden durch 
interne Vollzugsmitarbeiter in Kooperation mit externen Freien Trägern, Schulen und Behörden an-
geboten.

 Jugendarrestanstalt Berlin-Brandenburg (JAA)
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Werner Rakowski
Ab 1977 Beamter im allgemeinen Vollzugsdienst - ausschließlich im offenen Vollzug - 
Seit 2007 im Ruhestand und Mitglied im BVB seit 2008.
Motivation: Anerkennung und Stärkung des Verständnisses in der Öffentlichkeit für 
den offenen Vollzug

Zahlen und Fakten

Die ehemalige JVA Düppel bestand seit 1969 in der Robert-von-Ostertag-Straße (ehem. Straße 518) als 
selbständige Anstalt des offenen Männervollzugs. Von 1954 bis 1969 war diese Anstalt eine Außenstelle 
der Justizvollzugsanstalt Tegel.
Im Frühjahr 1978 wurde die Justizvollzugsanstalt Düppel durch die Nebenanstalt Spandau-Hakenfelde 
erweitert und 1985 noch einmal durch den Freigängerbereich in Lichterfelde (Söhtstraße). Die Ne-
benanstalt Spandau-Hakenfelde gehörte noch bis 1991 zur JVA Düppel und wurde erst anschließend 
selbstständig und zur JVA Hakenfelde.
In den Jahren 2007 bis 2010 fanden am Standort Robert-von-Ostertag-Straße Baumaßnahmen statt. 
Für die Zeit des Neubaus wurde der Standort geschlossen und die Inhaftierten in den Interimsstand-
ort in Berlin Lichtenberg (Max-Brunnow-Straße) verlegt. Seit Mitte 2010 ist dieser Standort wieder in 
Betrieb.

Die ehemalige JVA Hakenfelde war ebenfalls eine Anstalt des offenen Vollzugs und eine Selbststeller-
anstalt. Sie wurde am 1. März 1978 als Nebenanstalt der Justizvollzugsanstalt Düppel gegründet (siehe 
oben). Seit 1991 ist die Justizvollzugsanstalt Hakenfelde selbständig. Während einer fast dreijährigen 
Bauphase (1995 bis 1998) waren die Insassen und Mitarbeiter an einem Ersatzstandort in Berlin-Heili-
gensee (die spätere JVA Heiligensee) untergebracht.
Am 1. Februar 1998 nahm die Anstalt ihren Betrieb wieder in vollem Umfang auf, wurde im Jahr 2000 
um den Bereich in der Kisselnallee in Spandau erweitert und fusionierte dann am 1. Juli 2008 mit der 
Justizvollzugsanstalt Heiligensee.
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Die JVA Hakenfelde verfügte im Bereich Niederneuendorfer Allee über eine Belegungsfähigkeit von 
248 Haftplätzen, im Bereich Kisselnallee über 170 Haftplätze und im Bereich Kiefheider Weg über wei-
tere 240 Haftplätze. Damit war die Justizvollzugsanstalt Hakenfelde mit insgesamt 658 Haftplätzen die 
größte Selbststelleranstalt Deutschlands.

Am 01. Juli 2010 entstand dann aus den Vollzugsanstalten Hakenfelde und Düppel die JVA des Offenen 
Vollzugs Berlin (JVA OVB) mit insgesamt 908 Haftplätzen. Sie ist somit die größte JVA des offenen 
Vollzugs in Deutschland.

Die Arbeit des Anstaltsbeirats der JVA OVB

Der Beirat der JVA OVB hat zwölf Plätze, ist aber im Augenblick nur mit 8 Mitgliedern (3 Frauen und 
5 Männern) besetzt. Diese stammen aus den unterschiedlichsten Berufen. Daraus ergeben sich die ver-
schiedensten Motivationen für die Beiratstätigkeit.
Der Beirat versteht sich als „Auge der Öffentlichkeit“ auf den Vollzug und ist Ansprechpartner, nicht 
nur für Inhaftierte mit ihren Problemen, sondern auch für Beamt*innen und Bedienstete jeglicher Be-
rufsgruppe.
In enger, vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Anstaltsleitung und den Teilanstaltsleitern/innen 
werden monatlich, jeweils in einer anderen Teilanstalt, anstehende Veränderungen oder Erneuerungen 
erörtert. Verbunden mit diesen Sitzungen haben auch die Insassen die Möglichkeit, den Beirat zu kon-
taktieren. Die Insassenvertretung wird zu den Sitzungen eingeladen.
Die Neuzugänge bzw. die Selbststeller erhalten bei der Einweisung über die Vollzugsgeschäftsstelle stets 
einen Flyer des Beirats, aus dem z. T. auch die Telefonnummern der Beiräte zu ersehen sind. In allen 
Bereichen befindet sich ein Briefkasten des Beirats, der regelmäßig geleert wird. In unregelmäßigen 
Abständen besuchen Beiratsmitglieder die Anstalten, ohne Voranmeldung.
In enger Zusammenarbeit mit dem Förderverein der JVA OVB werden jährlich die Weihnachtsfeiern 
und andere vom Förderverein geplante Veranstaltungen unterstützt.
So wird z. B. seit 2013 jährlich ein Fußball-Turnier für alle vier Bereiche mit Unterstützung der Wi-
cherngemeinde, dem Förderverein der JVA OVB sowie dem Anstaltsbeirat durchgeführt, das bei den 
Insassen sehr beliebt ist, aktiv die Gemeinschaft fördert und sichtlich dem sozialen Training dient.
Bei den „Öffentlichkeitstagen“ wirkt der Beirat in Kooperation mit der Wicherngemeinde mit und ist 
für das Besucherpublikum ansprechbar.

 JVA OVB
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 Die weiteren Beiratsmitglieder

Elfriede Krutsch
Fachärztin für Physikalische und Rehabilitative Medizin
Mitglied im BVB seit 2005
Mitglied des Ausschusses für Menschenrechte der Berliner Ärztekammer, Mitglied 
der IPPNW (= Internationale Ärzteorganisation gegen die atomare Bedrohung, gegen 
Krieg und für soziale Verantwortung)
Motivation: Ich sehe meine ehrenamtliche Aufgabe als Mittlerin zwischen Gefange-
nen und dem ärztlichen Personal bei Kritik und Unzufriedenheit über die medizi-

nische Versorgung in den Gefängnissen. Wichtig ist mir die Realisierung des verpflichtenden Äqui-
valenzprinzips, das heißt, die medizinische/gesundheitliche Versorgung entsprechend den Standards 
des Landes. Unterstützung bei der Resozialisierung der Gefangenen. Transparenz des Gefängnisalltags.

Elke Brachaus 
Beruf: Diplom-Pädagogin, Mitarbeiterin bei der Senatsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Familie, Schwerpunktthema Kinder- und Jugenddelinquenz
Mitglied im BVB seit 2019
Motivation: Beruflich arbeite ich seit vielen Jahren mit straffälligen jungen Menschen, 
für die der Strafvollzug die Ultima Ratio sein sollte. Die Frage, wie der Justizvollzug 
mitgestaltet werden kann, dass er nicht nur Strafe, Buße und Sühne ist, sondern mit 
den inhaftierten Menschen realistische, akzeptierte Perspektiven für ein straffreies 
Leben nach der Haft ermöglicht, treibt mich seit Langem um. 

Maria Friederike Gabriel  
Beruf: Diplom-Psychologin und Psychologische Psychotherapeutin, aktuell tätig bei 
den Sozialen Diensten der Justiz Berlin, über 20 Jahre Berufserfahrung in der statio-
nären und ambulanten Arbeit mit straffälligen Menschen
Mitglied im BVB seit 2020
Motivation: Inhaftierte Menschen sind Teil der menschlichen Gemeinschaft, auch 
wenn ihnen durch den Freiheitsentzug die Teilhabe am sozialen Leben zu großen 
Teilen verwehrt ist. Die Basis für eine gelingende Resozialisierung wird bereits in der 

Haft gelegt. Mein Blick richtet sich dabei besonders auf den Schutz der körperlichen, geistigen und 
seelischen Gesundheit von Inhaftierten – aber auch von Mitarbeitenden im Strafvollzug. Für ein ge-
sundheitsförderliches innervollzugliches Klima spielen die Arbeitsbedingungen des Vollzugspersonals 
ebenso eine Rolle wie die psychiatrischen und psychologischen Versorgungs- und Behandlungsmög-
lichkeiten psychisch beeinträchtigter Insassen. Ein weiterer wesentlicher Schwerpunkt ist für mich die 
stete Verbesserung des Entlassungs- und Übergangsmanagements. Es braucht eine ganzheitliche Sicht, 
Kreativität und Vernetzung.
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Thúy Nonnemann  
Seit 2007 Mitglied im BVB

Als ich im Jahr 2003 an einer Sitzung des „Runden Tisch für ausländische Gefan-
gene und Gefangene mit Migrationshintergrund“ teilnahm, erfuhr ich, dass in der 
JVA Tegel Insassen aus verschiedenen Ländern, wie in der Türkei, den Niederlanden 
und den USA, Besuch von Vertretern ihres Konsulats bekamen, die sich nach ihrer 
Haftsituation und ihren Belangen erkundigten. Im Gegensatz dazu erhielten vietna-

mesische Inhaftierte keine Unterstützung von außen. 2003 waren über 50 Vietnamesen in der JVA Tegel 
inhaftiert. Sie beherrschten die deutsche Sprache entweder schlecht oder gar nicht, dementsprechend 
litt die Kommunikation mit den Beamten der Anstalt. Aufgrund dieser Zustände entschloss ich mich, 
den vietnamesischen Inhaftierten Deutschunterricht anzubieten.
Inzwischen befindet sich niemand aus dieser Gruppe mehr in der JVA Tegel. Der letzte vietnamesische 
Inhaftierte, der zu einer lebenslänglichen Haft verurteilt war, wurde nach 21 Jahren Haft im Jahr 2017 
abgeschoben. 

Unterstützung von vietnamesischen Inhaftierten

Vietnamesische Inhaftierte sind wegen Menschenschleusens oder Steuerhinterziehung zu kürzeren 
Strafen verurteilt, im Gegensatz zu den Inhaftierten der sog. Zigarettenmafia, für die ich mich enga-
gierte. Sie haben entweder Familien oder Bekannte, die sie besuchen und unterstützen. 
Der Deutschunterricht gestaltet sich schwer. Aus Erfahrung weiß ich, dass die Betroffenen entweder 
aufgrund ihrer schlechten Schulausbildung nicht in der Lage sind, Deutsch zu lernen, oder sie sehen 
keine Motivation darin, die Sprache zu lernen, weil sie keine Aussicht darauf haben, in Deutschland 
einen Aufenthalt oder eine Arbeit zu bekommen, bei der sie die Sprache brauchen. Sie nehmen bei 
Landsleuten eine schlecht bezahlte Arbeit an, um überhaupt in der Lage zu sein, ihren Lebensunterhalt 
finanzieren zu können.
Die Familien der Betroffenen können sich bei Bedarf mit mir telefonisch in Verbindung setzen. 
Bei den monatlichen Sitzungen des BVB habe ich die Gelegenheit, von anderen Beiratsmitgliedern über 
ihre Arbeit in den Anstalten der Justiz zu erfahren, über die Probleme bei meiner Arbeit zu berichten 
und Unterstützung zu deren Lösung zu bekommen.
Ich bin in der JVA Tegel als Privatperson tätig.

 Die weiteren Beiratsmitglieder
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Irina Meyer
Beruf: Dipl. Soziologin, Fachreferentin für Straffälligen- und Opferhilfe beim Paritä-
tischen Wohlfahrtsverband Berlin
Mitglied im BVB seit Juli 2015
Motivation: Der Schwerpunkt liegt auf der Interessenvertretung der Träger der freien 
Straffälligenhilfe, die in Berlin in einem vergleichsweise hohen Umfang Aufgaben im 
Vollzug wahrnehmen. So reicht die Bandbreite ihrer Angebote von entlassungsvorbe-
reitenden Maßnahmen für jugendliche und erwachsene Gefangene über spezifische 

Programme für inhaftierte Frauen und schwule und bisexuelle Gefangene bis hin zu Angeboten für Un-
tersuchungsgefangene, für ältere Inhaftierte und für Inhaftierte mit Alkohol- oder Schuldenproblemen. 
Freie Träger der Straffälligenhilfe arbeiten auch mit den Kindern und Angehörigen von Inhaftieren und 
akquirieren, begleiten und schulen ehrenamtliche Vollzugshelfer. Nicht zuletzt bieten sie eine Vielzahl 
unterschiedlicher Qualifizierungsmaßnahmen in den Haftanstalten an. Mit all diesen Angeboten leis-
ten die Träger einen wichtigen Beitrag zur Resozialisierung straffällig gewordener Menschen. Um  die 
Angebote erfolgreich umsetzen zu können, bedarf es neben einer verlässlichen Finanzierung der guten 
Zusammenarbeit mit den Justizvollzugsanstalten und der Justizverwaltung. Der Berliner Vollzugsbeirat 
bietet einen guten Rahmen, um hierzu in einem regelmäßigen Austausch zu bleiben.
Neben der Straffälligenhilfe bin ich in unserem Verband auch für den Bereich Opferhilfe zuständig. 
Mir ist daher sehr daran gelegen, dass auch die Perspektive der von Straftaten betroffenen Menschen 
im Justizvollzug berücksichtigt wird und in den Diskussionen des Berliner Vollzugsbeirates nicht zu 
kurz kommt. 

Heike Schwarz-Weineck
Beruf: Dipl. Ing., als Leiterin des Büros der Landesbeauftragten sowie der Geschäfts-
stelle des Landesbeirats für Menschen mit Behinderung tätig und bei der für Soziales 
zuständigen Senatsverwaltung angestellt, Entsendung durch den dbb beamtenbund 
und tarifunion berlin.
Mitglied im BVB seit September 2007
Motivation: Über viele Jahre war ich in der zuständigen Fachverwaltung mit Angele-
genheiten der Forensisch-Psychiatrischen Versorgung, insbesondere mit denen rund 

um das Krankenhaus des Maßregelvollzugs beschäftigt. Später wechselte ich in das Team der Landes-
beauftragten für Menschen mit Behinderung.
In beiden Bereichen gehörte bzw. gehört es u. a. zu meinen Aufgaben, mich um rat- oder hilfesuchende 
Menschen zu kümmern, auch die, die mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind. Berührungspunkte gibt 
es hier in Bezug auf gesetzliche Grundlagen, bauliche Gegebenheiten sowie die Unterbringungssituati-
onen, medizinische Versorgung und Wiedereingliederung in die Gesellschaft. 
So erhielt ich Einblick in die verschiedenen Vollzugseinrichtungen und begann mich auch für das The-
ma insgesamt zu interessieren. 
Nebenberuflich bin ich in meiner Fachgewerkschaft (gewerkschaft kommunaler landesdienst berlin) 
und dem dbb berlin engagiert.
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 Die weiteren Beiratsmitglieder
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Axel Barckhausen
Beruf: Journalist, bis Mai 2014 Redakteur beim RBB
BVB-Mitglied seit 2008
Motivation: Eine funktionierende Gesellschaft braucht gute Reparaturbetriebe. Inves-
titionen in den Strafvollzug sind aber unpopulär und bedürfen beständiger Überzeu-
gungsarbeit in Politik und Gesellschaft.

Marcus Behrens
Mitglied im BVB seit April 2013
Mitglied im Vorstand des BVB seit 2017
Beruf: Diplom-Psychologe, fachlicher Leiter der AG Haft im Mann-O-Meter e.V., 
Berlins schwulem Informations- und Beratungszentrum, freier Mitarbeiter der Ver-
mittlungsstelle für externe Psychotherapie im Berliner Strafvollzug, Trainer in der 
Bildungsstätte Justizvollzug, selbstständig in ein eigener Praxis tätig.
Motivation: Interessenvertretung für schwule Männer in Haft zu leisten sowie andere 

„queere“ Lebensweisen zu vertreten. Unter dem Stichwort „Diversity“ die Anerkennung unterschiedli-
cher Lebensweisen auch im System Strafvollzug voranzubringen, hier sowohl auf der Seite der inhaftie-
ren Menschen als auch derer, die dort arbeiten. Es gilt, ein offenes, angemessenes Klima auch und ge-
rade in Haftanstalten zu schaffen, um dem Ziel einer gelingenden Resozialisierung näher zu kommen. 
Ein weiterer Schwerpunkt meinerseits liegt auf dem Thema psychische und physische Gesundheit in 
Haft.
Was kann und muss getan werden, um Gesundheit im Kontext Strafvollzug zu erhalten bzw. wieder 
herzustellen?
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 Die weiteren Beiratsmitglieder
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Professor Dr. Florian Knauer 
Beruf: Als Hochschullehrer an der Friedrich-Schiller-Universität Jena unterrichte 
ich die Fächer Strafrecht, Kriminologie, Strafvollzugsrecht und Jugendstrafrecht. Seit 
2007 bin ich als Vertreter aus dem Bereich der Wissenschaft Mitglied des Berliner 
Vollzugsbeirats.
Motivation: Ich arbeite insbesondere aus zwei Gründen im Berliner Vollzugsbeirat 
mit. 

Zum einen halte ich es für wichtig, dass auch und gerade im Strafvollzug eine gesellschaftliche Öffent-
lichkeit hergestellt wird. Neben der staatlichen Aufsicht, der Medienöffentlichkeit und der individuel-
len Interessenwahrnehmung der Gefangenen durch Verteidiger braucht es meines Erachtens auch den 
unbefangenen und unparteilichen Blick der einzelnen Anstaltsbeiräte und des Berliner Vollzugsbeirats. 

Zum anderen beschäftige ich mich seit langem als Wissenschaftler mit Fragen des Strafvollzuges. Ich 
habe zu einem strafvollzugsrechtlichen Thema promoviert („Strafvollzug und Internet - Rechtsproble-
me der Nutzung elektronischer Kommunikationsmedien durch Strafgefangene“) und mehrere Aufsätze 
zum Strafvollzug verfasst. Bei meinen Lehrveranstaltungen zum Thema Strafvollzug profitiere ich in 
besonderem Maße persönlich von meiner Tätigkeit im Vollzugsbeirat. Meine Einblicke in die Voll-
zugsrealität ermöglichen mir, den Studierenden neben den rechtlichen Grundlagen immer auch die 
tatsächlichen Probleme des Strafvollzugs zu vermitteln.

Mike Petrik
Beruf: Dipl. Kaufmann; Vereinigung der Unternehmensverbände in Berlin und Bran-
denburg e.V. (UVB)
Mitglied im BVB seit August 2014
Motivation: Durch meine Tätigkeit kann ich die langjährige Tradition fortführen, 
dass auch die Berliner Wirtschaft im BVB vertreten ist. Darüber hinaus habe ich 
durch mein Engagement als Anstaltsbeirat in der Jugendarrestanstalt meinen Hori-
zont deutlich erweitern und mehr Verständnis für vollzugliche Belange entwickeln 
können.
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 Die weiteren Beiratsmitglieder
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Sitzungen

- 	 Regelmäßige monatliche Sitzungen, teilweise mit Vertreter*innen aus den Anstalten, aus 
der Senatsverwaltung für Justiz, ehrenamtlicher und professioneller ziviler Organisationen, 
Gefangenenvertreter*innen zu aktuellen und Dauerthemen, die den gesamten Berliner Vollzug be-
treffen (z. B. Arbeitsplatzmangel; Suizid-Prävention; Sexualstraftäter; Offener Vollzug als Regelvoll-
zug; Überbelegung; Einweisungsverfahren; Vollzugskrankenhaus)

- 	 einmal jährlich Sitzung mit der/dem Justizsenator/in und Staatssekretär
- 	 Sitzungen mit Vertreter*innen der Parteien
- 	 Regelmäßige Gesprächstermine des BVB-Vorstands mit der/dem Abteilungsleiter/in der Abteilung 

Strafvollzug bei der Senatsverwaltung für Justiz

Sitzungsthemen

Als Service für Interessierte haben wir auf unserer Webseite (www.berliner-vollzugsbeirat.de) die The-
men der Sitzungen von 2010 bis heute als Übersicht zusammengestellt. Hierdurch erhalten Sie einen 
anschaulichen Eindruck von der Vielfältigkeit der Aufgabenstellungen des BVB.

Weitere Aktivitäten waren unter anderem
- 	 Abendschau-Interview zum Thema Kommunikation und Resozialisierung
- 	 Interview mit RTL-TV zu den Zuständen in Berliner Haftanstalten
- 	 Pressearbeit zur Situation in den Berliner Haftanstalten
- 	 Colloquium zur seltenen Anwendung des § 57 StGB („Zweidrittel“-Strafaussetzung) in Berlin
- 	 Teilnahme an „Koordinierungskonferenz“ und „Organisationskonferenzen“ zur Neugestaltung und 

Umstrukturierungen der Berliner Haftanstalten (auch) im Rahmen der Deutschen Wiedervereini-
gung (1989-1990)

- 	 Initiativen zu den „Besonders gesicherten Hafträumen und Arrestzellen“ („Bunker“) in den Berliner 
Haftanstalten

- 	 Berichte für das Antifolterkomitee des Europarates zum Abschiebegewahrsam
- 	 Vorlage und Petition zum Thema Ersatzfreiheitsstrafer
- 	 Stellungnahmen zu Entwürfen des Bundesministeriums der Justiz für ein U-Haftvollzugsgesetz
- 	 Stellungnahme zum Entwurf des Bundesministeriums der Justiz für ein Jugendstrafvollzugsgesetz
- 	 Öffentlichkeitsaktion am Wittenbergplatz zum Thema Offener Vollzug
- 	 Teilnahme am ökumenischen Kirchentag (2003)

A
kt

iv
itä

te
n 

de
s B

er
lin

er
 V

ol
lz

ug
sb

ei
ra

ts

 Auswahl aus den Aktivitäten des Berliner Vollzugsbeirats
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Öffentlichkeitsveranstaltungen in der URANIA 
und an anderen Orten zu den Themen

- 	 Das Strafrecht im Zugriff der Politik mit Prof. Dr. Peter-Alexis Albrecht
- 	 Knast als Chance – Podiumsdiskussion im SFB-Fernsehzentrum
- 	 Wieviel Strafe verträgt der Rechtsstaat? - mit Justizministerin Sachsen-Anhalt K. Schubert und Jus-

tizsenator W. Wieland
- 	 Täter, Opfer, Vorbeugung: Wie sinnvoll sind lange Haftstrafen? - u.a. mit Justizsenatorin K. Schubert, 

MdB S. Kauder, RiBGH a.D. H. Horstkotte

Öffentliche Stellungnahmen und Presseerklärungen zu u.a.

- 	 Substitution und Spritzentausch in den Männerhaftanstalten
- 	 Notwendigkeit eines Beirats für den Abschiebegewahrsam
- 	 Ambulanz für Sexualstraftäter
- 	 Abbau der Überbelegung; Vollstreckungsunterbrechungen gemäß § 455a StPO

Stellungnahmen vor dem Berliner Abgeordnetenhaus / Rechtsausschuss

- 	 u.a. zur elektronischen Fußfessel und zum Berliner Strafvollzugsgesetz
- 	 Expertenanhörung zur defizitären Anwendung des § 57 StGB („Zweidrittel“-Strafaussetzung)

Besuche und Erfahrungsaustausch

- 	 Besuch der JVA Zeithain
- 	 Fachaustausch mit dem Justizvollzugsbeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen in Köln
- 	 Teilnahme an einer Konferenz der Deutschen Stiftung für Internationale rechtliche Zusammenarbeit 

(IRZ) in Tunis zum Thema „Der inhaftierte Bürger“
- 	 Besuch von Niederländischen Haftanstalten und im Niederländischen Justizministerium
- 	 Colloquium mit Mitgliedern des Britischen Unterhauses, einer chinesischen Delegation zum Straf-

vollzug und einer entsprechenden Delegation aus Kasachstan

Runder Tisch für ausländische Gefangene 
und Gefangene mit Migrationshintergrund

- 	 Einzelheiten zum „Runden Tisch“ siehe nebenstehend -
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 Auswahl aus den Aktivitäten des Berliner Vollzugsbeirats
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Im Anschluss an eine Veranstaltung zum Thema „Werden ausländische Gefangene ausreichend infor-
miert“ (1999) entwickelte der BVB zusammen mit dem Berliner Verein Freiabonnements für Gefan-
gene e.V. den „Runden Tisch für ausländische Gefangene und Gefangene mit Migrationshintergrund“.

Die Vollzugspraxis in Berlin wurde damals von geschriebenen wie auch informellen Sonderregeln für 
ausländische Gefangenen bestimmt. Vergleichbares war im Übrigen auch in der Gerichtsbarkeit und 
in der Vollstreckungspraxis zu finden, z. B. in den ehemaligen Ausführungsvorschriften zum Strafvoll-
zugsgesetz und zu § 456a StPO. Dies führte in höherem Maß zu nicht begründbaren Ungleichbehand-
lungen und zu Gerechtigkeitsdefiziten. 
Manches, etwa mangelnde Behandlungs- und Bildungsangebote für in Deutschland geborene und auf-
gewachsene junge Menschen, erschwerte die Bemühungen um die Durchsetzung der gesetzlich vorge-
schriebenen Resozialisierungspflicht. 
Die Anzahl der Gefangenen ohne deutschen Pass wie auch derjenigen mit noch aktuell relevantem 
Migrationshintergrund in den Berliner Vollzugsanstalten wächst seit vielen Jahren stetig. In manchen 
Bereichen, etwa in der Untersuchungshaft und im Jugendvollzug, liegt ihr Anteil bei ca. 60 Prozent.

Seit dem Jahr 2000 tagt der „RT“ in der Regel fünfmal im Jahr mit Interessierten und Beschäftigten aus 
dem Vollzug, der Senatsverwaltung für Justiz und anderen Behörden, (als es den Abschiebegewahrsam 
noch gab, auch aus dem polizeilichen Bereich), den Freien Trägern in der Straffälligenhilfe, Rechtsan-
wält*innen, Migrant*innenvereinen und vielen anderen mehr. Die Treffen finden üblicherweise in den 
Räumen der/des „Ausländerbeauftragten“ (Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Mi-
gration) statt. Vorbereitet und organisiert werden sie gemeinsam vom Verein „Freiabonnements für 
Gefangene e.V“ und dem BVB. Der BVB übernimmt vor allem die Aufgabe der Moderation. Der Verein 
„Freiabos“ erhält für diese Aufgabe Zuwendungsmittel der Senatsverwaltung für Justiz.

Nach vielen Jahren seit Gründung des „RT“ kann festgestellt werden, dass die oben genannten Benach-
teiligungen im Vollzug zu einem beachtlichen Teil positiv beeinflusst wurden, soweit sie mit der Aus-
länder- oder Nichtdeutscheneigenschaft der Gefangenen in Zusammenhang standen oder auch kultu-
relle Fragen betreffen. Beispielsweise Probleme insbesondere der muslimischen Gefangenenseelsorge 
konnten nach zäher Arbeit und langem Zusammenwirken Vieler einigermaßen befriedigend geregelt 
werden. Alle Beteiligten, darunter die Berliner Vollzugsverwaltung, haben tatsächlich auch in diesen 
Bereichen nicht wenige Anstrengungen unternommen, dem Strafvollzugsgesetz und dem Gleichheits-
grundsatz der Verfassung zu entsprechen. Die Situation bleibt aber weiterhin verbesserungsbedürftig 
und Thema des „RT“.
In beachtlichem Umfang bestehen Benachteiligungen weiter, die durch namentlich den ausländer-
rechtlichen Status und etwa Sprach- und Verständigungsprobleme entstehen. Schon seit längerer Zeit 
machen diese Bereiche die Hauptarbeit des „RT“ aus. Dabei sind häufige Schwerpunkte der Arbeit des 
„RT“ Fragen der Wiedereingliederung bei „schwachem Aufenthaltsstatus“ selbst von EU-Bürger*innen 
und faktischen Deutschen kurz vor und vor allem nach der Haftentlassung. 
Hier ist oft das „Ausländerrecht“ deutlich problematischer als der Wille der im Vollzug Beschäftig-
ten. Deren teilweise sehr große Bemühungen um Resozialisierung und Wiedereingliederung scheitern 
nicht selten daran.

Es ist dringend notwendig und Ziel des „RT“, das „Ausländerrecht“ auf rechtlicher und tatsächlicher 
Ebene künftig mit dem Strafvollzugsrecht kompatibel und grundrechtskonform zu gestalten, damit es 
nicht weiter zu einer faktischen Doppelbestrafung nichtdeutscher Gefangener durch dessen unmittel-
bare und mittelbare Auswirkungen kommt. Ru
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Die Öffentlichkeit im Strafvollzug

Professor Knauer (Mitglied im BVB, siehe Seite 26) hat sich in der Zeitschrift „Kritische Justiz“ 2017,  
S. 207 bis 222, mit der Öffentlichkeit im Strafvollzug beschäftigt und in diesem Zusammenhang auch 
die Funktion und Bedeutung des Berliner Vollzugsbeirats gewürdigt. In dem Beitrag vertritt er den 
Standpunkt, dass für die Öffentlichkeit im Strafvollzug neben den Anstaltsbeiräten, den Medien und 
dem Justizvollzugsbeauftragten von Nordrhein-Westfalen eine ganze Reihe weiterer Akteure von Be-
deutung sind. Zu diesen zählt auch der Berliner Vollzugsbeirat, der als Modell für die Einführung wei-
terer Landesvollzugsbeiräte in anderen Bundesländern dienen kann.

Ersatzfreiheitsstrafer - Fakten, Thesen und Anregungen 
des Berliner Vollzugsbeirats - (BVB)

Dr. Olaf Heischel, „Forum Strafvollzug“ 2011, S. 153

Der allgemeine Vollzugsdienst im Strafvollzug

In „Forum Strafvollzug“ 2009, S. 247 bis 251, befasst sich Professor Knauer mit dem Thema „Der allge-
meine Vollzugsdienst im Strafvollzug - Historische Entwicklung, gegenwärtige Situation und Reform-
diskussion“. Ein Ergebnis seines Beitrags war, dass in der Verbesserung der Arbeitszufriedenheit des 
allgemeinen Vollzugsdienstes ein Schlüssel zur Verbesserung des ganzen Strafvollzuges liegt. Gefordert 
sind dabei Politik und Gesellschaft, die Medien, die Justizverwaltungen, die Anstaltsleitungen und die 
anderen Berufsgruppen im Vollzug.

Der Sozialdienst im Strafvollzug

In einem weiteren Aufsatz für die Zeitschrift „Forum Strafvollzug“ 2009, S. 302-305, widmet sich Pro-
fessor Knauer dem Thema „Der Sozialdienst im Strafvollzug - Entwicklung, Aufgaben, Probleme und 
Reformdiskussion“. Darin hat er die Professionalisierung dieser Berufsgruppe in den vergangenen Jahr-
zehnten gewürdigt. Gleichzeitig hat er aber auch eine gezielte Weiterentwicklung des Bereichs der so-
zialen Arbeit im Vollzug gefordert. Dazu beitragen könnten gesetzliche Leitbilder für den Sozialdienst 
in den Landesgesetzen zum Strafvollzug, eine angemessene Ausstattung mit Stellen sowie zeitgemäße 
Arbeitsbedingungen.

Sie finden die Aufsätze auf unserer Webseite unter www.berliner-vollzugsbeirat unter „Texte des BVB“. 
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- Zur Petition des Berliner Vollzugsbeirats beim Deutschen Bundestag -

Im Juli 2011 initiierte der BVB nach Erörterungen mit allen Beteiligten, der Diskussion des Zahlenma-
terials und der Rechtssituation eine Petition beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags. Zu 
dieser Zeit gab es in Berlin regelmäßig mehr als 400, zeitweilig über 500 Ersatzfreiheitsstrafer*innen. 
Problematisch in rechtlicher und vollzuglicher Hinsicht war (und ist teilweise noch) insbesondere:

-	 Sie sind zu einer Geldstrafe verurteilt und verbüßen dennoch eine Freiheitsstrafe;
- 	 wegen der regelmäßig kurzen Inhaftierungszeiten kann praktisch keine Resozialisierungsbehand-

lung stattfinden;
- 	 der Haftaufenthalt stellte sich für die Betroffenen regelmäßig deshalb belastender dar als regulärer 

Freiheitsentzug, weil sie sehr oft nicht arbeiten können und es auch sonst keine sinnvolle Beschäfti-
gung für sie gibt;

- 	 für die Haftanstalten sind Ersatzfreiheitsstrafer belastender als reguläre Strafgefangene, weil sie we-
gen extrem häufiger (ca. 80 %) physischer und psychischer Erkrankungen und wegen der relativen 
Kürze ihrer Haftzeiten oft nicht in Arbeit gebracht werden können und besonders intensiver ärztli-
cher wie auch sozialarbeiterischer Zuwendung bedürfen; 

- 	 für die Allgemeinheit sind Ersatzfreiheitsstrafer äußerst teuer und belegten (im Männerstrafvollzug) 
relativ viele der ohnehin kostenintensiven Haftplätze (ca. 8 – 14 % !);

- 	 Ersatzfreiheitsstrafen beruhen vergleichsweise sehr oft auf der Ahndung von Vergehen gegen zivil-
rechtliche Interessen, die zivil effektiver, rechtsnäher und vor allem billiger verteidigt werden könn-
ten. Pro Inhaftierung fallen zum Beispiel bei 30 Haftplatztagen zu je ca. € 100,-- insgesamt also € 
3.000,-- an. Hinzu kommen Kosten der Strafverfolgung, Verurteilung und Vollstreckung mit teilwei-
se sicher noch einmal bis zu € 3.000,-- pro Fall, die von der Allgemeinheit zu tragen sind. Der Betrag 
von drei Einzelfahrscheinen der BVG hingegen beläuft sich zur Zeit auf € 8,70. Das zivilrechtliche 
Interesse der Berliner Verkehrsbetriebe an dieser Forderung erscheint erklärungs- und rechtferti-
gungsbedürftig. 

Unsere Petition von 2011 wurde beim Petitionsausschuss des deutschen Bundestags unter der Nr. Pet 
4-17-07-450-026654 geführt. Sie blieb nach einer Gegenstellungnahme des Justizministeriums bis zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt erfolglos. Es schien noch nicht der richtige Zeitpunkt für ein Problembe-
wusstsein im politischen Raum gegeben zu sein. Auch weitere Institutionen und Einzelpersonen starte-
ten, ebenfalls weitestgehend erfolglos, Petitionen und waren auf andere Weise gegen Ersatzfreiheitsstra-
fen initiativ (Petition Feest Januar 2016 Pet. Nr. 63094; Freie Träger der Straffälligenhilfe; ab Sept. 2016 
Berliner Rot-Rot-Grün Initiative auf Bundesebene; u.v.a.m.).

In Berlin ist zwischenzeitlich die Anzahl der Ersatzfreiheitsstrafer vor dem Hintergrund politischer 
Positionierungen und der Ausweitung des Day-by-Day-Modells (Ersatzfreiheitsstrafen können auch 
während der Haft abgearbeitet werden) deutlich reduziert worden. Der BVB widmet sich weiter und 
aktuell (2020) zusammen mit dem Verein „Freiabonnements für Gefangene“ im Rahmen des „Runden 
Tisches für ausländische Gefangene und Gefangene mit Migrationshintergrund“ dem Thema. Denn 
wenn verschiedene europäische Länder wie z.B. Schweden eine vernünftige Rechtsprüfung bei der 
Umwandlung von Geldstrafen in Freiheitsstrafen haben und weitere „zivile“ Wege gehen, um die Voll-
streckung von Ersatzfreiheitsstrafen auf Null zu reduzieren, zeigt das, dass es geht, dass die eingangs 
skizzierten Mängel nicht akzeptiert werden müssen, und dass auch in Deutschland mehr „Zivilisation“ 
möglich sein sollte.
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Schön, dass Sie bis hierher gelesen haben – vielleicht ist dies Schlusswort aber auch Ihr Leseeinstieg in 
die Beiträge der Broschüre.

Wir hoffen, dass Sie wie wir neugierig  (geworden) sind auf den Strafvollzug, den wir aufmerksam be-
obachten. Wir sind interessiert an den Menschen, deren Anliegen wir engagiert begleiten.

Beiräte haben Forderungen und Wünsche, machen Vorschläge.
Sie schauen über den sprichwörtlichen Tellerrand bei ihrer ehrenamtlichen Arbeit.
Dabei ist ihnen Netzwerkarbeit ein wesentliches Anliegen.

Der Berliner Vollzugsbeirat handelt wie die Anstaltsbeiräte für die Öffentlichkeit und macht sich öffent-
lich – wie auch mit dieser Vorstellung seiner Arbeit.

Diese Arbeit ist ein weites, bisweilen nur mit Humor erfolgreich zu bearbeitendes Feld:

Die Situation der Inhaftierten gibt nur in wenigen Fällen Anlass zur Freude, sei es bei ihrer Kranken- 
und Rentenversicherung oder der Gesundheitsversorgung.
Auch Dauerthemen wie die der psychotherapeutischen Betreuung, der Substitution oder des allgemei-
nen Personalmangels erfordern wie viele weitere Probleme dauerhafte Bemühungen und einen langen 
Atem.

Auch im neuen Berliner Strafvollzugsgesetz von 2016 bleiben die Beiräte mit all ihren Aufgaben in 
Zusammenarbeit mit der Justizverwaltung nachhaltig verankert.

Der gesamte Justizvollzug ist mit allen Bediensteten ein konkreter Bestandteil des gesellschaftlichen 
Lebens.
Dabei gestalten die Beiräte wesentlich und kreativ für Strafgefangene und Verwahrte mit.

Diese Kreativität hilft, auch unter Belastung neue Wege zu gehen und Impulse zu geben, denn

„Unser Kopf ist rund, damit das Denken die Richtung wechseln kann.“ (Francis Picabia)

Michael Beyé, 2020
ehem. Mitglied des Berliner Vollzugsbeirats und ehem.Vorsitzender des Anstaltsbeirats der JVA Tegel
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Mit freundlicher Genehmigung von TOM Körner 

 Cartoon
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Berliner Vollzugsbeirat
siehe Impressum
www.berliner-vollzugsbeirat.de

Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz 
und Antidiskriminierung, Abteilung III
Salzburger Straße 21-25
10825 Berlin 
www.berlin.de/sen/justiz
Tel.: 030 9013 - 0

Einrichtungen des Justizvollzugs

Justizvollzugsanstalt Tegel
Seidelstr. 39
13507 Berlin 
Tel.: 030 90147 - 0

Justizvollzugsanstalt Moabit
Alt-Moabit 12
10559 Berlin
Tel.: 030 9014 - 0 

Jugendstrafanstalt Berlin
Friedrich-Olbricht-Damm 40
13627 Berlin
Tel.: 030 90144 - 0

JVA für Frauen Berlin
   Standort Lichtenberg
   - Hauptanstalt -
   Alfredstraße 11
   10365 Berlin
   Tel.: 030 90253 - 600

   Standort Pankow
   Arkonastraße 56
   13189 Berlin
   Tel.: 030 90245 - 700

   Standort Reinickendorf
   Ollenhauerstraße 12
   13403 Berlin
   Tel.: 030 417 743 - 50

   Standort Neukölln
   Neuwedeller Straße 4
   12053 Berlin
   Tel.: 030 682 448 - 0	

Justizvollzugsanstalt Plötzensee
Friedrich-Olbricht-Damm 16
13627 Berlin
Tel.: 030 90144 - 0

Justizvollzugskrankenhaus Berlin 
in der Justizvollzugsanstalt Plötzensee
Friedrich-Olbricht-Damm 16
13627 Berlin
Tel.: 030 90144 - 1302

Justizvollzugsanstalt Heidering
Ernst-Stargardt-Allee 1
14979 Großbeeren
Tel.: 030 9014 73 - 0

JVA des Offenen Vollzuges Berlin
   -Hauptanstalt-
   Niederneuendorfer Allee 140-150
   13587 Berlin
   Tel.: 030 901474 - 710

   Teilanstalt
   Kiefheider Weg 72
   13503 Berlin
   Tel.: 030 901474 - 611

   Teilanstalt
   Kisselnallee 19
   13589 Berlin
   Tel.: 030 901474 - 411

   Teilanstalt
   Robert-von-Ostertag-Straße 2
   14163 Berlin
   Tel.: 030 90147 4 - 800

Jugendarrestanstalt Berlin-Brandenburg
   Kirchhainer Damm 64-66
   12309 Berlin
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Die Beauftragte des Senats von Berlin
für Integration und Migration
Potsdamer Straße 65
10785 Berlin
Tel.: 030 9017-2351
www.berlin.de/lb/intmig

Freiabonnements für Gefangene e.V.
Köpenicker Str. 175
10997 Berlin
Tel.: 030 611 21 89
www.freiabos.de

Freie Hilfe Berlin e.V.
Straffälligen- und Wohnungslosenhilfe
Brunnenstr. 28
10119 Berlin
Tel.: 030 443 624 40
www.freiehilfe-berlin.de

Straffälligen- und Bewährungshilfe Berlin e.V. 
Bundesallee 42
10715 Berlin
Tel.: 030 86 47 13 - 0
www.sbh-berlin.de

Landesstelle für Gleichbehandlung -  
gegen Diskriminierung (LADS)
Salzburger Straße 21-25
10825 Berlin
Tel.: 030 90133 - 460
www.berlin.de/sen/lads

Strafvollzugsarchiv
Fachhochschule Dortmund
Emil-Figge-Str. 44
44227 Dortmund
www.strafvollzugsarchiv.de
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